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(Ziff. 1.6. der Unterhaltsrichtlinie). Ist das zu bejahen, bleiben 
die Eltern weiterhin zum Unterhalt gemäß § 12 bzw. § 17 
FGB verpflichtet, allerdings in geringer Höhe, weil die staat­
lichen Leistungen an den Studierenden wegen der längeren 
Dauer der Ausbildung zugunsten der elterlichen Pflicht be­
rücksichtigt werden, zumal er stärker mit eigenen Leistun­
gen seine wirtschaftliche Lage verbessern kann.

Unter Kontinuität ist zu verstehen, daß sich der Jugend­
liche im Anschluß an die Schulausbildung zielgerichtet auf 
einen Beruf vorbereitet oder eine darauf aufbauende höhere 
Qualifikation im gleichen oder in einem anderen Beruf oder 
zusätzlich erwirbt, die seinen Fähigkeiten entspricht, und 
dazu die in unserem Staat gebotenen Möglichkeiten verant­
wortungsbewußt nutzt. Es handelt sich dabei weniger um den 
zeitlichen als um den inhaltlichen Zusammenhang. Die Bil­
dungsschritte folgen nicht immer unmittelbar aufeinander. 
Es kann zu Unterbrechungen kommen, zu Etappen, in denen 
der Berechtigte nicht bedürftig ist, weil er vorübergehend 
eigenes Einkommen bzw. volle Versorgung erhält (z. B. im 
s'tudienvorbereitenden Praktikum, im Volontariat oder wäh­
rend des Wehrdienstes). Auch kann der Studienplatz u. U. 
erst zu einem späteren Zeitpunkt zur Verfügung stehen, so 
daß der Jugendliche zunächst einige Zeit in seinem erlernten 
Beruf tätig ist. In all diesen Fällen lebt die elterliche Unter­
haltspflicht nach der Unterbrechung wieder auf, wenn Be­
dürftigkeit und Leistungsfähigkeit (§ 20 FGB) vorliegen, wo­
bei ggf. die Höhe heu festzusetzen ist, wenn darüber keine 
Vereinbarung zustande kommt.7 8

Besonderheiten im Unterhaltsrechtsverhältnis 
volljähriger Kinder

Besteht die Unterhaltspflicht der Eltern für den Jugendlichen 
nach Eintritt der Volljährigkeit auf der bisherigen Rechts­
grundlage weiter, so ergeben sich Konsequenzen daraus, daß 
das elterliche Erziehungsrecht weggefallen ist. Nur der Ju­
gendliche selbst kann die Ansprüche geltend machen, die 
nach seinem 18. Geburtstag fällig werden, und nur ihm gegen­
über ist zu leisten. Dem früher Erziehungsberechtigten kann 
aber durch den Jugendlichen ermöglicht werden, den Unter­
halt in Empfang zu nehmen. Eine solche Ermächtigung kann 
sich auch daraus ergeben, daß der frühere Erziehungsberech­
tigte den Jugendlichen in seinem Haushalt im Rahmen von 
§ 12 FGB voll versorgt. Der Unterhaltsberechtigte kann aber 
jederzeit verlangen, daß die Leistung an ihn persönlich er­
bracht wird und er selbst den Anteil zu den Haushaltskosten 
mit dem Elternteil, bei dem er lebt, vereinbart und an ihn 
leistet.

Unterhaltsrückstände aus der Zeit vor Eintritt der Voll­
jährigkeit kann der Jugendliche nur im Einvernehmen mit 
dem früher Erziehungsberechtigten für sich beanspruchen. 
Hatte ihn dieser in seinem Haushalt voll versorgt, kann der 
Anspruch gegen den Unterhaltsverpflichteten auf ihn über­
gegangen sein (§ 21 Abs. 2 FGB), denn die nicht rechtzeitig 
erbrachte Unterhaltsleistung kann auch durch — erhöhte — 
Aufwendungen (§ 12 FGB) eines anderen ersetzt werden.® 
Der früher Erziehungsberechtigte könnte deshalb die Leistung 
für sich fordern und wäre insoweit im laufenden Vollstrek- 
kungsverfahren weiter aktiv legitimiert, wenn er nicht seine 
Forderung dem Jugendlichen zurücküberträgt (§ 436 ZGB)9 10 11 12 13. 
Auch ein Verzicht äuf zurückliegende Unterhaltsforderungen 
ist nicht ausgeschlossen.

Konsequenzen erwachsen aber auch daraus, daß der Un­
terhaltsberechtigte nach Volljährigkeit allein über seinen 
weiteren Lebensweg bestimmt. Damit hat er Einfluß auf 
Umfang und Dauer seiner Bedürftigkeit. Er entscheidet selbst, 
wo er wohnt (§ 466 ZGB). Davon hängt ab, ob er im Rahmen 
des Haushalts von Eltern durch Aufwendungen für die Fa­
milie (§ 12 FGB) versorgt wird oder durch Unterhalt (§ 19 
FGB).io Im Falle der Ehescheidung seiner Eltern entscheidet 
er in Übereinstimmung mit Mutter oder Vater, ob und bei 
welchem von beiden er zukünftig lebt, d. h. von wem er die 
Versorgung im Rahmen von Aufwendungen (§ 12 FGB) oder 
in Form von Unterhalt (§§ 17, 19 ff. FGB) in Anspruch nimmt. 
Auf dem Wege zum Beruf entscheidet er über die Ausbil­
dungsschritte und beeinflußt mit Lernhaltung und Leistungs­

bereitschaft den Umfang staatlicher Förderung!!, was sich 
auf Höhe und Dauer des Unterhalts auswirken kann. Zudem 
ist er ehemündig und hat damit Einfluß auf seine Familien­
verhältnisse, also darauf, ob er heiratet oder nicht!2, 0b er 
für ein Kind allein oder mit einem Partner gemeinsam die 
Erziehungsyerantwortung trägt.

Im Rahmen des — entsprechend der Leistungsfähigkeit 
des Verpflichteten — zu zahlenden Unterhalts bestimmt der 
Volljährige über die Verwendung der ihm zur Verfügung 
stehenden Mittel. Er muß seine Entscheidungen, die u. U. Art 
und Dauer der Unterhaltspflicht beeinflussen, unabhängig 
von ihr treffen können.

Unterhalt bei selbstverschuldeter Bedürftigkeit

Mit den größeren Bildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
der jungen Menschen wächst zugleich ihre Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft, aber auch gegenüber den noch 
für die Versorgung verantwortlichen Eltern. Ihre Inanspruch­
nahme hat somit auch eine Grenze. Sie ergibt sich aus der 
Funktion der elterlichen Aufgabe, den jungen Menschen un­
ter Nutzung der in unserer Gesellschaft gebotenen Möglich­
keiten dahin zu führen, einen seinen Fähigkeiten entspre­
chenden Arbeitsplatz einzunehmen und damit wirtschaftlich 
unabhängig zu werden. Alle Schritte in dieser Richtung sind 
mit der elterlichen Versorgungspflicht materiell zu fördern, 
weil sie ein Element der Erziehungsverantwortung der Eltern 
i. S. des § 42 FGB ist, die insoweit über das 18. Lebensjahr 
des Kindes hinaus nachwirkt.

Verursacht der Jugendliche hingegen seine Bedürftigkeit 
selbst, weil er die gebotenen Möglichkeiten unseres Staates 
zu geregelter, Ausbildung und den gesicherten Arbeitsplatz 
nicht nutzt, kann er keine bzw. keine höheren oder weiteren 
Forderungen an die Eltern stellen, als er sie bei verantwor­
tungsbewußtem Verhalten im Ausbildungsprozeß gehabt 
hätte. Insoweit hat der in § 82 Abs. 2 FGB formulierte Rechts­
gedanke, daß in den Unterhaltsbeziehungen Ansprüche nur 
geltend gemacht werden können, wenn sie moralisch gerecht­
fertigt sind, auch Bedeutung im Rechtsverhältnis nach §§ 19 ff. 
FGB.

Verantwortung trägt der unterhaltsberechtigte Jugend­
liche auch dafür, daß der Verpflichtete rechtzeitig über Ver­
änderungen informiert wird, die von Einfluß auf die Höhe 
oder Dauer der Unterhaltszahlung sind (§ 22 Abs. 1 FGB), 
z. B. Veränderungen der Stipendienhöhe, insbesondere aber 
über die Beendigung der Ausbildung und den Eintritt der 
Wirtschaftlichen Selbständigkeit. Auf diese Pflicht weist 
Ziff. 5.4. der Unterhaltsrichtlinie nachdrücklich hin.

Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
im Gerichtsverfahren

Ist ein Gerichtsverfahren anhängig," nimmt der unterhaltsbe­
rechtigte Jugendliche die Rechte als Prozeßpartei von Ein­
tritt der Volljährigkeit an selbst wahr. Der Erziehungsbe­
rechtigte ist nicht mehr gesetzlich befugt, ihn zu vertreten. 
Trat er im Verfahren bis dahin im eigenen Namen auf, um 
Rechte des Kindes geltend zu machen (§ 43 FGB), ist eine 
subjektive Klageänderung (§29 ZPO) notwendig: Ein per­
soneller Wechsel der Prozeßpartei ist hier immer als sach­
dienlich anzusehen, weil er einen gesonderten Prozeß er­
spart,!3 Den Prozeßstand hat der Eintretende hinzunehmen, 
die bisherige Prozeßführung gegen sich gelten zu lassen. Fort­
an disponiert er dagegen selbst und nimmt alle Mitwirkungs­
rechte und -pflichten wahr.
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